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Das Experiment einer großräumigen Republik       
Kann Europa sich den amerikanischen Weg zur Union zum Vorbild nehmen?                     
Von Dr. Barbara Zehnpfennig       

"E pluribus unum", "Aus vielem eines" - so lautete das Motto,                   
unter dem vor rund 200 Jahren die amerikanischen Staaten zur Union                   
zusammenfanden, und dieses Motto ist programmatisch zu verstehen. Das               
Land, das wie kein anderes den Pluralismus auf seine Fahnen geschrieben                   
hat, eröffnet erst auf dieser einheitlichen, gemeinsamen Basis den               
Spielraum für die Entfaltung von Vielheit. Sich zu einer Nation zu                   
vereinigen, die ursprüngliche autonome Vielfalt gegen einen von einer               
Zentralregierung gewährten Pluralismus einzutauschen bedeutete       
natürlich Verzicht; die bisher unter losem Konföderationsdach           
weitgehend selbständigen Einzelstaaten mußten um des Gemeinsamen           
willen den Anspruch auf das Eigene zurückschrauben und             
Souveränitätsrechte abgeben. Wie schwer ein solcher Verzicht fällt,             
wie nahe das Eigene und wie fern das Gemeinsame erscheint, wenn man                     
beides gegeneinander abzuwägen beginnt, zeigt sich in aller             
Deutlichkeit in dem schwierigen Prozeß der europäischen Einigung, der               
so mühsam und zäh vonstatten geht und daher auch so wenig Begeisterung                     
zu erwecken vermag. Gerade angesichts dieser Schwierigkeiten ist es               
verlockend, sich mit den Argumenten zu beschäftigen, mit denen man                 
damals, als es um die amerikanische Einigung ging, für und wider die                     
bundesstaatliche Lösung focht und welches Modell der Vermittlung von               
Einheit und Vielfalt schließlich die Mehrheit überzeugte.Für eine             
derartige Betrachtung steht zum Glück ein einzigartiges Dokument zur               
Verfügung, nämlich die "Federalist Papers" der drei Autoren Alexander               
Hamilton, James Madison und John Jay. In deren Plädoyer für einen                   
amerikanischen Bundesstaat lebt die damals geführte Diskussion wieder             
auf, doch nicht nur das: Hier sind prinzipielle Überlegungen über die                   
Probleme zu finden, die Einigungsprozesse von solcher Größenordnung             
aufwerfen. Und es ist eine Stringenz der Argumentation zu erkennen, die                   
verwundern muß, wenn man die Entstehungsgeschichte der "Papers"             
bedenkt: Sie waren zunächst schlicht eine Serie von Zeitungsartikeln,               
die etwa ein Jahr lang, nämlich 1787/88, in mehrtägigem Abstand in                   
drei New Yorker Zeitungen erschienen, bevor sie zusammengefaßt als Buch                 
publiziert wurden. Der Anlaß für diese eifrige Publikationstätigkeit             
war, für die Ratifizierung der neuen, nunmehr bundesstaatlichen             
Verfassung zu werben. Mit dieser neuen Verfassung sollte das alte                 
Konföderationsstatut abgelöst werden, das die Union bis dahin mehr               
schlecht als recht zusammengehalten hatte. Es war nicht vorgesehen, die                 
Verfassung per Volksentscheid zu ratifizieren, vielmehr oblag diese             
Aufgabe gewählten Konventen. Dennoch richteten sich die Artikel der               
Autoren ebenso wie die Artikel und Pamphlete der Verfassungsgegner               
unmittelbar an die interessierten Bürger; es wurde argumentiert,             
polemisiert, mit allen Mitteln der politischen Rhetorik um Zustimmung               
gerungen. Offenbar fand diese öffentlich geführte Kontroverse um die               
künftige Gestalt der Union auch die erwünschte Resonanz; sie erweckte                 
Leidenschaften. Man kann sich vorstellen, daß eine von Leidenschaft               
getragene Einigung andere Kräfte freisetzt als ein Zusammenfinden, das               
auf mühsamen, kleinteiligen Gewinn-und-Verlust-Rechnungen beruht.Schon       
hier fördert der vergleichende Blick wesentliche Unterschiede zutage.             
Der amerikanische Bürger konnte sich von Anfang an als Subjekt in einem                     
Prozeß fühlen, der argumentativ begleitet wurde, Selbstbetroffenheit           
erzeugte und daher auch von einer psychischen Dynamik getragen war. Der                   


